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– Erklärungen und Angaben zur Eignungsprüfung –

Bitte füllen Sie das Formular vollständig aus. Bitte aktivieren Sie hierzu in Word die Ansicht der Formatierungssymbole. Sollte der Platz nicht ausreichen oder müssen diesem Formular Unterlagen beigefügt werden, geben Sie bitte jeweils die Nummer der entsprechenden Anlage an.

Bei Bietergemeinschaften ist für jedes Mitglied der Bietergemeinschaft ein separater Vordruck auszufüllen und mit dem Angebot einzureichen. Mit Eigenerklärungen des Bieters sind dann Eigenerklärungen des jeweiligen Mitglieds der Bietergemeinschaft gemeint.

Sonstige Wirtschaftsteilnehmer (z. B. Unterauftragnehmer/verbundene Unternehmen/sonstige Dritte), welche Teile des Auftrages erbringen sollen, ohne dass sich der Bieter/die Bietergemeinschaft auf deren Eignung beruft, nutzen den vorliegenden Vordruck, machen die Angaben auf Seite 2 und geben jedenfalls die Erklärungen zu Ziffern 1.1, 4.3 und 5 ab.

Sonstige Wirtschaftsteilnehmer (z. B. Unterauftragnehmer/verbundene Unternehmen/sonstige Dritte), auf deren Eignung sich der Bieter/die Bietergemeinschaft beruft (Eignungsleihe gemäß § 47 VgV), nutzen ebenfalls den vorliegenden Vordruck, machen die Angaben auf Seite 2 und geben jedenfalls die Erklärungen zu Ziffern 1.1, 4.3 und 5 ab. Darüber hinaus geben sie die nach diesem Formular vorgesehenen Angaben und Erklärungen ab, soweit diese für die Eignung des Bieters/der Bietergemeinschaft maßgeblich sind.

[bookmark: _Toc223088623][bookmark: _Hlk223088805]Angabe der Art der Beteiligung
Ich gebe/Wir geben die nachfolgenden Angaben und Erklärungen ab:
(Zutreffendes bitte ankreuzen.)

☐	 als Einzelbieter.
☐	 als Mitglied einer Bietergemeinschaft.
☐	 als sonstiger Wirtschaftsteilnehmer (z. B. Unterauftragnehmer/verbundenes Unternehmen / sonstiger Dritter), auf dessen Eignung Bezug genommen wird (Eignungsleihe gemäß § 47 VgV).
☐	 als sonstiger Wirtschaftsteilnehmer (z. B. Unterauftragnehmer/verbundenes Unternehmen/sonstiger Dritter), der Teile des Auftrages erbringen soll, ohne dass auf dessen Eignung Bezug genommen wird.
für

	Zutreffendes bitte ankreuzen
(Mehrfachauswahl zulässig) 
	Los-Nr.
	Los-Titel

	☐	1
	Elektroherde

	☐	2
	Kühlschränke

	☐	3
	Waschmaschinen

	☐	4
	Wärmepumpentrockner


[bookmark: _Toc223088624][bookmark: _Hlk223088752]Angaben zum Unternehmen
	Name des Unternehmens:
	Name des Unternehmens einfügen

	Rechtsform:
	Rechtsform einfügen

	Geschäftsführer/Hauptverantwortlicher:
	Hauptverantwortliche einfügen

	Straße, Hausnummer:
	Straße, Hausnummer einfügen

	PLZ & Ort:
	PLZ & Ort einfügen

	Ansprechpartner:
	Ansprechpartner einfügen

	Telefon:
	Telefon einfügen

	E-Mail:
	E-Mail einfügen

	Ggf. Angaben zum PQ-Register:
	Zugangsdaten
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[bookmark: _Toc223088626]Befähigung und Erlaubnis zur Berufsausübung
[bookmark: _Toc223088627]Eigenerklärung über das Nichtvorliegen von Ausschlussgründen gemäß §§ 123, 124 GWB
(Zutreffendes bitte ankreuzen.)
1 ☐)	Mir/Uns ist bekannt, dass ein Unternehmen von der Teilnahme an einem Vergabeverfahren zwingend gemäß § 123 Abs. 1 GWB ausgeschlossen werden muss, wenn der Auftraggeber Kenntnis davon hat, dass eine Person, deren Verhalten dem Unternehmen zuzurechnen ist, rechtskräftig verurteilt ist wegen:
1.	§ 129 des Strafgesetzbuchs (Bildung krimineller Vereinigungen), § 129a des Strafgesetzbuchs (Bildung terroristischer Vereinigungen) oder § 129b des Strafgesetzbuchs (Kriminelle und terroristische Vereinigungen im Ausland),
2.	§ 89c des Strafgesetzbuchs (Terrorismusfinanzierung) oder wegen der Teilnahme an einer solchen Tat oder wegen der Bereitstellung oder Sammlung finanzieller Mittel in Kenntnis dessen, dass diese finanziellen Mittel ganz oder teilweise dazu verwendet werden oder verwendet werden sollen, eine Tat nach § 89a Absatz 2 Nummer 2 des Strafgesetzbuchs zu begehen,
3.	§ 261 des Strafgesetzbuchs (Geldwäsche; Verschleierung unrechtmäßig erlangter Vermögenswerte),
4.	§ 263 des Strafgesetzbuchs (Betrug), soweit sich die Straftat gegen den Haushalt der Europäischen Union oder gegen Haushalte richtet, die von der Europäischen Union oder in ihrem Auftrag verwaltet werden,
5.	§ 264 des Strafgesetzbuchs (Subventionsbetrug), soweit sich die Straftat gegen den Haushalt der Europäischen Union oder gegen Haushalte richtet, die von der Europäischen Union oder in ihrem Auftrag verwaltet werden,
6.	§ 299 des Strafgesetzbuchs (Bestechlichkeit und Bestechung im geschäftlichen Verkehr), §§ 299a und 299b des Strafgesetzbuchs (Bestechlichkeit und Bestechung im Gesundheitswesen),
7.	§ 108e des Strafgesetzbuchs (Bestechlichkeit und Bestechung von Mandatsträgern),
8.	den §§ 333 und 334 des Strafgesetzbuchs (Vorteilsgewährung und Bestechung), jeweils auch in Verbindung mit § 335a des Strafgesetzbuchs (Ausländische und internationale Bedienstete),
9.	Artikel 2 § 2 des Gesetzes zur Bekämpfung internationaler Bestechung (Bestechung ausländischer Abgeordneter im Zusammenhang mit internationalem Geschäftsverkehr) oder
10.	den §§ 232, 232a Absatz 1 bis 5, den §§ 232b bis 233a des Strafgesetzbuches (Menschenhandel, Zwangsprostitution, Zwangsarbeit, Ausbeutung der Arbeitskraft, Ausbeutung unter Ausnutzung einer Freiheitsberaubung).
Einem Verstoß gegen diese Vorschriften gleichgesetzt sind Verstöße gegen entsprechende Strafnormen anderer Staaten. Ein Verhalten einer rechtskräftig verurteilten Person ist einem Unternehmen zuzurechnen, wenn sie für dieses Unternehmen bei der Führung der Geschäfte selbst verantwortlich gehandelt hat oder ein Aufsichts- oder Organisationsverschulden gemäß § 130 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten (OWiG) einer Person im Hinblick auf das Verhalten einer anderen für das Unternehmen handelnden, rechtskräftig verurteilten Person vorliegt.
    ☐	Ich/Wir erkläre(n) hiermit, dass keine Strafen oder Geldbußen für die vorgenannten Tatbestände oder nach vergleichbaren Vorschriften anderer Staaten gegen mein/unser Unternehmen oder eine Person verhängt worden sind, deren Verhalten unserem/meinem Unternehmen zuzurechnen ist.
2) ☐	Ich/Wir erkläre(n), dass ich/wir meinen/unseren gesetzlichen Verpflichtungen zur Zahlung von Steuern, Abgaben oder Beiträgen zur Sozialversicherung nachgekommen bin/sind (vgl. § 123 Abs. 4 GWB).
3) ☐	Mir/Uns ist bekannt, dass ein Unternehmen von der Teilnahme an einem Vergabeverfahren gemäß § 124 Abs. 1 GWB ausgeschlossen werden kann, wenn:
1.	das Unternehmen bei der Ausführung öffentlicher Aufträge nachweislich gegen geltende umwelt-, sozial- oder arbeitsrechtliche Verpflichtungen verstoßen hat,
2.	das Unternehmen zahlungsunfähig ist, über das Vermögen des Unternehmens ein Insolvenzverfahren oder ein vergleichbares Verfahren beantragt oder eröffnet worden ist, die Eröffnung eines solchen Verfahrens mangels Masse abgelehnt worden ist, sich das Unternehmen im Verfahren der Liquidation befindet oder seine Tätigkeit eingestellt hat,
3.	das Unternehmen im Rahmen der beruflichen Tätigkeit nachweislich eine schwere Verfehlung begangen hat, durch die die Integrität des Unternehmens infrage gestellt wird; § 123 Abs. 3 GWB ist entsprechend anzuwenden,
4.	der öffentliche Auftraggeber über hinreichende Anhaltspunkte dafür verfügt, dass das Unternehmen Vereinbarungen mit anderen Unternehmen getroffen hat, die eine Verhinderung, Einschränkung oder Verfälschung des Wettbewerbs bezwecken oder bewirken,
5.	ein Interessenkonflikt bei der Durchführung des Vergabeverfahrens besteht, der die Unparteilichkeit und Unabhängigkeit einer für den öffentlichen Auftraggeber tätigen Person bei der Durchführung des Vergabeverfahrens beeinträchtigen könnte und der durch andere, weniger einschneidende Maßnahmen nicht wirksam beseitigt werden kann,
6.	eine Wettbewerbsverzerrung daraus resultiert, dass das Unternehmen bereits in die Vorbereitung des Vergabeverfahrens einbezogen war, und diese Wettbewerbsverzerrung nicht durch andere, weniger einschneidende Maßnahmen beseitigt werden kann,
7.	das Unternehmen eine wesentliche Anforderung bei der Ausführung eines früheren öffentlichen Auftrags oder Konzessionsvertrags erheblich oder fortdauernd mangelhaft erfüllt hat und dies zu einer vorzeitigen Beendigung, zu Schadensersatz oder zu einer vergleichbaren Rechtsfolge geführt hat,
8.	das Unternehmen in Bezug auf Ausschlussgründe oder Eignungskriterien eine schwerwiegende Täuschung begangen oder Auskünfte zurückgehalten hat oder nicht in der Lage ist, die erforderlichen Nachweise zu übermitteln, oder
9.	das Unternehmen versucht hat, die Entscheidungsfindung des öffentlichen Auftraggebers in unzulässiger Weise zu beeinflussen, versucht hat, vertrauliche Informationen zu erhalten, durch die es unzulässige Vorteile beim Vergabeverfahren erlangen könnte, oder fahrlässig oder vorsätzlich irreführende Informationen übermittelt hat, die die Vergabeentscheidung des öffentlichen Auftraggebers erheblich beeinflussen könnten, oder versucht hat, solche Informationen zu übermitteln.
    ☐	Ich/Wir erkläre(n) hiermit, dass keine zuvor genannten Gründe vorliegen, die einen Ausschluss meines/unseres Unternehmens von der Teilnahme am Vergabeverfahren rechtfertigen.
4) ☐	Ich/wir erkläre(n), dass keine Ausschlussgründe nach den in § 124 Abs. 2 GWB genannten gesetzlichen Bestimmungen (Arbeitnehmer-Entsendegesetz, Aufenthaltsgesetz, § 19 Mindestlohngesetz, § 21 Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz und § 22 Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz) vorliegen.
5) ☐	Mir/Uns ist bekannt, dass die Nichtvorlage oder die Unrichtigkeit vorstehender Erklärungen zu meinem/unserem Ausschluss von diesem und künftigen Vergabeverfahren sowie zur Kündigung eines etwaig erteilten Auftrags führen kann.
6) ☐	Wir können/Ich kann die vorstehenden Erklärungen nicht bzw. nicht uneingeschränkt abgeben. 
Bitte begründen Sie diese Angabe auf einer gesonderten Anlage und bezeichnen Sie diese als „Anlage zur Eigenerklärung Ausschlussgründe nach §§ 123, 124 GWB“.
Es wurden folgende Maßnahmen zur Selbstreinigung durchgeführt:
☐	Die Zahlung von Steuern, Abgaben und Beiträgen zur Sozialversicherung einschließlich Zinsen, Säumnis- und Strafzuschlägen wurde vorgenommen bzw. eine Verpflichtung zur Zahlung wurde eingegangen (vgl. § 123 Abs. 4 Satz 2 GWB).
☐	Für jeden durch eine Straftat oder ein Fehlverhalten verursachten Schaden wurde ein Ausgleich gezahlt bzw. eine Verpflichtung zur Zahlung eines Ausgleichs vereinbart (§ 125 Abs. 1 Nr. 1 GWB).
☐	Tatsachen und Umstände, die mit der Straftat oder dem Fehlverhalten und dem dadurch verursachten Schaden in Zusammenhang stehen, wurden durch eine aktive Zusammenarbeit mit den Ermittlungsbehörden und dem öffentlichen Auftraggeber umfassend geklärt (§ 125 Abs. 1 Nr. 2 GWB).
☐	Es wurden konkrete technische, organisatorische und personelle Maßnahmen ergriffen, die geeignet sind, weitere Straftaten oder weiteres Fehlverhalten zu vermeiden (§ 125 Abs. 1 Nr. 3 GWB).
☐	Sonstige Maßnahmen: (bitte beschreiben)
Belegen Sie Ihre angekreuzten Maßnahmen in einer selbst zu erstellenden Anlage zu diesem Vordruck. Bezeichnen Sie diese bitte als „Anlage zur Eigenerklärung Ausschlussgründe nach §§ 123, 124 GWB“.
[bookmark: _Toc223088628]Verpflichtungserklärung zu Tariftreue und ILO-Kernarbeitsnormen
☐	Ich/Wir verpflichte(n) mich/uns,

· Meinen/unseren Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern bei der Ausführung mindestens diejenigen Arbeitsbedingungen einschließlich des Entgelts zu gewähren, die der nach dem Arbeitnehmerentsendegesetz (AEntG) vom 20.04.2009 (BGBl. I S. 799) einzuhaltende Tarifvertrag vorgibt, oder andere gesetzliche Bestimmungen über Mindestentgelte (z.B. MiLoG) einzuhalten.
· Meinen/unseren Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern (ohne Auszubildende) bei der Ausführung der Leistung mindestens ein Stundenentgelt in Höhe des jeweils geltenden gesetzlichen Mindestlohns, derzeit ab dem 01.01.2026 13,90 €/Stunde und ab dem 01.01.2027 14,60 €/Stunde, zu bezahlen.
· die von mir/uns beauftragten Nachunternehmer oder Verleiher schriftlich zu verpflichten, seinen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern im Rahmen der zu erfüllenden Vertragsleistung mindestens die Arbeitsbedingungen zu gewähren, die für die vom Nachunternehmer oder dem Vertragspartner des Verleihers zu erbringende Leistung nach dem Arbeitnehmerentsendegesetz (AEntG) vom 20.04.2009 (BGBl. I S. 799) oder nach anderen gesetzlichen Bestimmungen über Mindestentgelte (z.B. MiLoG) maßgeblich sind.
· sicherzustellen, dass die Verpflichtung auf einen von ihm beauftragten Nachunternehmer oder Verleiher schriftlich übertragen wird und dem öffentlichen Auftraggeber auf Verlangen die schriftlichen Übertragungen nachzuweisen.
· sicherzustellen, dass die von ihm beauftragten Nachunternehmer oder Verleiher ihrerseits den von ihnen beauftragten Nachunternehmern oder Verleihern die o.a. Verpflichtungen schriftlich übertragen und sich dazu verpflichten, dem öffentlichen Auftraggeber auf Verlangen die schriftlichen Übertragungen nachzuweisen.
Die Verpflichtungen gelten nicht bei Dienstleistungen, die von ausländischen Nachunternehmen im Ausland erbracht werden.

Verstößt der Auftragnehmer oder einer seiner Nachunternehmer schuldhaft gegen die o.a. Verpflichtungen, ist zwischen dem Auftraggeber und dem Auftragnehmer für jeden schuldhaften Verstoß regelmäßig eine Vertragsstrafe in Höhe von 1 v.H., bei mehreren Verstößen zusammen bis zur Höhe von 5 v.H. der Auftragssumme vereinbart. Der Auftragnehmer ist zur Zahlung einer Vertragsstrafe auch für den Fall verpflichtet, dass der Verstoß durch einen von ihm eingesetzten Nachunternehmer oder einen von diesem eingesetzten Nachunternehmer begangen wird.

Der Auftragnehmer verpflichtet im direkten Zusammenhang mit der Leistungserbringung für den hier ausgeschriebenen Auftrag zur Einhaltung der ILO-Kernarbeitsnormen.

Die schuldhafte Nichterfüllung der o.a. Verpflichtungen durch den Auftragnehmer oder seine Nachunternehmer berechtigt den Auftraggeber zur fristlosen Kündigung.

Der Auftraggeber oder ein von ihm beauftragter Dritter darf zu Kontrollzwecken Einblick in die Entgeltabrechnungen der ausführenden Unternehmen, in die Unterlagen über die Abführung von Steuern und Beiträgen an in- und ausländische Sozialversicherungsträger, in die Unterlagen über die Abführung von Beiträgen an in- und ausländische Sozialkassen des Baugewerbes und in die zwischen den ausführenden Unternehmen abgeschlossenen Verträge nehmen. Die ausführenden Unternehmen haben ihre Beschäftigten auf die Möglichkeit solcher Kontrollen schriftlich hinzuweisen. Die ausführenden Unternehmen haben vollständige und prüffähige Unterlagen zur Prüfung der o.a. Unterlagen bereitzuhalten und auf Verlangen dem öffentlichen Auftraggeber vorzulegen.
[bookmark: _Toc223088629]Eigenerklärung zur VERORDNUNG (EU) 2022/576 DES RATES vom 8. April 2022 zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 833/2014 über restriktive Maßnahmen angesichts der Handlungen Russlands, die die Lage in der Ukraine destabilisieren (Art. 5k EU-VO Nr. 833/2014)
☐	Die nachfolgende Erklärung gebe/n ich/wir verbindlich ab (ggf. zugleich in Vertretung für die lt. Teilnahmeantrag/Angebot/Vertrag Vertretenen auch für diese):
Der/die Bewerber/Bieter/Auftragnehmer gehört/gehören nicht zu den in Artikel 5 k) Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 833/2014 in der Fassung des Art. 1 Ziff. 23 der Verordnung (EU) 2022/576 des Rates vom 8. April 2022 zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 833/2014 über restriktive Maßnahmen angesichts der Handlungen Russlands, die die Lage in der Ukraine destabilisieren, genannten Personen, Organisationen oder Einrichtungen.
Dazu gehören ebenfalls nicht die Unternehmen (Personen, Organisationen oder Einrichtungen) im Sinne dieser Vorschrift, die am Auftrag als Unterauftragnehmer, Lieferanten oder im Zusammenhang mit der Erbringung des Eignungsnachweises (soweit mehr als 10% des Auftragswertes auf betroffene Unternehmen entfallen) beteiligt sind.
Mir/uns ist bekannt, dass die vorstehende Vorschrift sowohl die Vergabe öffentlicher Aufträge oder Konzessionen als auch die weitere Erfüllung bereits abgeschlossener Verträge grundsätzlich verbietet. Ausgenommen von dem Verbot der weiteren Vertragserfüllung sind gem. Artikel 5 k) Absatz 4 der vorgenannten Verordnung (EU) Nr. 833/2014 bis zum 10. Oktober 2022 solche Verträge, die vor dem 9. April 2022 geschlossen wurden.
Verboten sind nicht nur Auftragsvergaben an Unternehmen (Personen, Organisationen oder Einrichtungen) i.S.d. Vorschrift, sondern auch eine Beteiligung solcher Unternehmen am Auftrag als Unterauftragnehmer, Lieferanten oder im Zusammenhang mit der Erbringung des Eignungsnachweises (soweit mehr als 10% des Auftragswertes auf betroffene Unternehmen entfallen).
Ich verpflichte mich/wir verpflichten uns, nachträgliche Änderungen oder Erkenntnisse gegenüber den vorstehenden Erklärungen der Auftraggeberin jeweils unverzüglich mitzuteilen.
Der Artikel 5 k lautet wie folgt[footnoteRef:1]: [1:  EUR-Lex - 32022R0576 - EN - EUR-Lex (europa.eu)] 

(1) Es ist verboten, öffentliche Aufträge oder Konzessionen, die in den Anwendungsbereich der Richtlinien über die öffentliche Auftragsvergabe sowie unter Artikel 10 Absatz 1, Absatz 3, Absatz 6 Buchstaben a bis e, Absatz 8, Absatz 9 und Absatz 10 und die Artikel 11, 12, 13 und 14 der Richtlinie 2014/23/EU, unter die Artikel 7 und 8, Artikel 10 Buchstaben b bis f und h bis j der Richtlinie 2014/24/EU, unter Artikel 18, Artikel 21 Buchstaben b bis e und g bis i, Artikel 29 und Artikel 30 der Richtlinie 2014/25/EU und unter Artikel 13 Buchstaben a bis d, f bis h und j der Richtlinie 2009/81/EG fallen, an folgende Personen, Organisationen oder Einrichtungen zu vergeben bzw. Verträge mit solchen Personen, Organisationen oder Einrichtungen weiterhin zu erfüllen:
a) russische Staatsangehörige oder in Russland niedergelassene natürliche oder juristische Personen, Organisationen oder Einrichtungen,
b) juristische Personen, Organisationen oder Einrichtungen, deren Anteile zu über 50 % unmittelbar oder mittelbar von einer der unter Buchstabe a genannten Organisationen gehalten werden, oder
c) natürliche oder juristische Personen, Organisationen oder Einrichtungen, die im Namen oder auf Anweisung einer der unter Buchstabe a oder b genannten Organisationen handeln, auch solche, auf die mehr als 10 % des Auftragswerts entfällt, Unterauftragnehmer, Lieferanten oder Unternehmen, deren Kapazitäten im Sinne der Richtlinien über die öffentliche Auftragsvergabe in Anspruch genommen werden.
(2) Abweichend von Absatz 1 können die zuständigen Behörden die Vergabe oder die Fortsetzung der Erfüllung von Verträgen genehmigen, die bestimmt sind für
a) den Betrieb ziviler nuklearer Kapazitäten, ihre Instandhaltung, ihre Stilllegung, die Entsorgung ihrer radioaktiven Abfälle, ihre Versorgung mit und die Wiederaufbereitung von Brennelementen und die Weiterführung der Planung, des Baus und die Abnahmetests für die Indienststellung ziviler Atomanlagen und ihre Sicherheit sowie die Lieferung von Ausgangsstoffen zur Herstellung medizinischer Radioisotope und ähnlicher medizinischer Anwendungen, kritischer Technologien zur radiologischen Umweltüberwachung sowie für die zivile nukleare Zusammenarbeit, insbesondere im Bereich Forschung und Entwicklung,
b) die zwischenstaatliche Zusammenarbeit bei Raumfahrtprogrammen,
c) die Bereitstellung unbedingt notwendiger Güter oder Dienstleistungen, wenn sie ausschließlich oder nur in ausreichender Menge von den in Absatz 1 genannten Personen bereitgestellt werden können,
d) die Tätigkeit der diplomatischen und konsularischen Vertretungen der Union und der Mitgliedstaaten in Russland, einschließlich Delegationen, Botschaften und Missionen, oder internationaler Organisationen in Russland, die nach dem Völkerrecht Immunität genießen.
e) den Kauf, die Einfuhr oder die Beförderung von Erdgas und Erdöl, einschließlich raffinierter Erdölerzeugnisse, sowie von Titan, Aluminium, Kupfer, Nickel, Palladium und Eisenerz aus oder durch Russland in die Union, oder
f) den Kauf, die Einfuhr oder die Beförderung von Kohle und anderen festen fossile Brennstoffen, die in Anhang XXII aufgeführt sind, bis 10. August 2022.

(3) Der betreffende Mitgliedstaat unterrichtet die anderen Mitgliedstaaten und die Kommission über jede nach diesem Artikel erteilte Genehmigung innerhalb von zwei Wochen nach deren Erteilung.
(4) Die Verbote gemäß Absatz 1 gelten nicht für die Erfüllung — bis zum 10. Oktober 2022 — von Verträgen, die vor dem 9. April 2022 geschlossen wurden.
[bookmark: _Toc223088630]Eigenerklärungen zur wirtschaftlichen und finanziellen Leistungsfähigkeit
[bookmark: _Toc223088631]Eigenerklärungen bezüglich des Bestehens oder des Abschlusses einer Betriebshaftpflichtversicherung in marktüblichem Rahmen
Mir/Uns ist bekannt, dass ich/wir im Auftragsfall verpflichtet bin/sind, eine Betriebshaftpflichtversicherung einer EU-Versicherungsgesellschaft abzuschließen und diesen Versicherungsschutz während der gesamten Dauer des Vertragsverhältnisses aufrecht zu erhalten. 
Mindeststandard: Diese Versicherung muss folgende Mindestdeckungssummen je Schadensereignis umfassen:
Personenschäden: 5.000.000,00 € 
Sachschäden: 2.000.000,00 € 
Vermögensschäden sowie Schäden gemäß Bundesdatenschutzgesetz: 2.000.000,00 €
Diese Deckungssummen müssen in jedem Versicherungsjahr jeweils zumindest zweimal zur Verfügung stehen. 

Ich/Wir erkläre(n), dass
(Zutreffendes bitte ankreuzen)

☐ ich/wir über eine gültige Betriebshaftpflichtversicherung zu den o. g. Bedingungen bereits verfüge(n). Eine Kopie des Versicherungsnachweises lege ich/wir bereits jetzt als Anhang 4.5 bei.

ODER

☐ ich mich/wir uns verpflichte(n), für den Fall der Zuschlagserteilung eine Betriebshaftpflichtversicherung zu den o. g. Bedingungen abzuschließen. Innerhalb von zwei Wochen nach Zuschlagserteilung werde(n) ich/wir den Versicherungsnachweis unaufgefordert vorlegen.
[bookmark: _Toc223088632]Eigenerklärungen zur technischen und beruflichen Leistungsfähigkeit
[bookmark: _Toc223088633]Referenzen/Referenzprojekte
Der Bieter weist seine technische und berufliche Leistungsfähigkeit durch die Vorlage von mindestens zwei Referenzen über die Erbringung von vergleichbaren Leistungen nach. 
Eine Referenz ist vergleichbar, wenn sie die nachfolgenden Bedingungen erfüllt: 
- Projektbeginn und -ende nicht länger als 3 Kalenderjahre zurückliegend
- Vertrag über den Verkauf und die Lieferung von Elektrohaushaltsgeräten über einen längeren Zeitraum (mind. 1 Jahr, d.h. keine einmaligen Lieferungen) im Umfang von mindestens 50 Geräten in einem Kalenderjahr                                                                                                              
Für jede Referenz sind die nachfolgenden Formblätter zu verwenden (und bei Bedarf zu vervielfältigen).
	Referenznummer:
	1

	Bezeichnung des Referenzprojekts inkl. Ort/Land der Realisierung:
	Bezeichnung des Referenzobjekts eingeben

	Los 
(Mehrfachauswahl zulässig)
	☐ Los 1
☐ Los 2
☐ Los 3
☐ Los 4

	Auftraggeberin oder -geber, Anschrift, Name und Tel.-Nr.  einer Ansprechperson:
	Auftraggeber/in, Anschrift, Name und Tel.-Nr. einer Ansprechperson

	Vertragsdauer (MM.JJJJ):
	Vertragsbeginn: MM.JJJJ eingeben
	Vertragsende: MM.JJJJ eingeben

	Aussagekräftige Beschreibung der erbrachten Leistungen (möglichst max. 500 Wörter, mit Nennung der oben genannten Mindestanforderungen):
	Beschreibung der erbrachten Leistungen eingeben

	Begründung der Vergleichbarkeit der erbrachten Leistungen (möglichst max. 500 Wörter, mit Nennung der oben genannten Mindestanforderungen):
	Begründung eingeben



	Referenznummer:
	2

	Bezeichnung des Referenzprojekts inkl. Ort/Land der Realisierung:
	Bezeichnung des Referenzobjekts eingeben

	Los 
(Mehrfachauswahl zulässig)
	☐ Los 1
☐ Los 2
☐ Los 3
☐ Los 4

	Auftraggeberin oder -geber, Anschrift, Name und Tel.-Nr.  einer Ansprechperson:
	Auftraggeber/in, Anschrift, Name und Tel.-Nr. einer Ansprechperson

	Vertragsdauer (MM.JJJJ):
	Vertragsbeginn: MM.JJJJ eingeben
	Vertragsende: MM.JJJJ eingeben

	Aussagekräftige Beschreibung der erbrachten Leistungen (möglichst max. 500 Wörter, mit Nennung der oben genannten Mindestanforderungen):
	Beschreibung der erbrachten Leistungen eingeben

	Begründung der Vergleichbarkeit der erbrachten Leistungen (möglichst max. 500 Wörter, mit Nennung der oben genannten Mindestanforderungen):
	Begründung eingeben



	Referenznummer:
	3

	Bezeichnung des Referenzprojekts inkl. Ort/Land der Realisierung:
	Bezeichnung des Referenzobjekts eingeben

	Los 
(Mehrfachauswahl zulässig)
	☐ Los 1
☐ Los 2
☐ Los 3
☐ Los 4

	Auftraggeberin oder -geber, Anschrift, Name und Tel.-Nr.  einer Ansprechperson:
	Auftraggeber/in, Anschrift, Name und Tel.-Nr. einer Ansprechperson

	Vertragsdauer (MM.JJJJ):
	Vertragsbeginn: MM.JJJJ eingeben
	Vertragsende: MM.JJJJ eingeben

	Aussagekräftige Beschreibung der erbrachten Leistungen (möglichst max. 500 Wörter, mit Nennung der oben genannten Mindestanforderungen):
	Beschreibung der erbrachten Leistungen eingeben

	Begründung der Vergleichbarkeit der erbrachten Leistungen (möglichst max. 500 Wörter, mit Nennung der oben genannten Mindestanforderungen):
	Begründung eingeben


[bookmark: _Toc223088634]Angaben bei Beteiligung mehrerer Unternehmen
[bookmark: _Toc223088635]Bietergemeinschaftserklärung
☐ 	Für die Bietergemeinschaft
Hier Name der Bietergemeinschaft eintragen
und zugleich für die nachfolgend genannten Mitglieder der Bietergemeinschaft erklären wir hiermit:
Erklärungen
1. Alle Mitglieder der gebildeten Bietergemeinschaft sind im Folgenden aufgeführt.
1. Die Bildung einer Bietergemeinschaft durch die nachfolgend genannten Mitglieder ist rechtlich zulässig. Sie verstößt insbesondere nicht gegen § 1 GWB und Art. 101 AEUV, weil

☐	die Mitglieder der Bietergemeinschaft hinsichtlich der relevanten Ausschreibungsmärkte schon nicht zueinander in einem potentiellen Wettbewerbsverhältnis stehen 
oder
☐	kein Mitglied der Bietergemeinschaft aufgrund seiner betrieblichen oder geschäftlichen Verhältnisse (mit Blick auf Kapazitäten, technische Einrichtungen und/oder fachliche Kenntnisse) jeweils alleine für sich zu einer erfolgversprechenden Teilnahme an der Ausschreibung mit einem eigenständigen Angebot hinreichend leistungsfähig ist und erst der Zusammenschluss zu einer Bietergemeinschaft die Mitglieder der Bietergemeinschaft in die Lage versetzt, ein erfolgversprechendes Angebot abzugeben und sich die Beteiligung an der Bietergemeinschaft für jedes ihrer Mitglieder als eine im Rahmen wirtschaftlich zweckmäßigen und kaufmännisch vernünftigen Handelns liegende Unternehmensentscheidung darstellt.

1. Für die Abgabe des Angebots der Bietergemeinschaft, den Abschluss und die Durchführung des Vertrags im Auftragsfall ist das Bietergemeinschaftsmitglied
1. 
[Name und Anschrift des vertretungsberechtigten Bietergemeinschaftsmitglieds eingeben]

von den Mitgliedern der Bietergemeinschaft bevollmächtigt, vertritt die Bietergemeinschaft sowie die Bietergemeinschaftsmitglieder gegenüber dem Auftraggeber rechtsverbindlich und ist berechtigt, mit uneingeschränkter Wirkung Zahlungen entgegen zu nehmen.
1. Die Bevollmächtigung umfasst nicht die Beantragung eines Nachprüfungsverfahrens für die Bietergemeinschaft.

1. Die Bietergemeinschaft wird im Auftragsfall eine Rechtsform annehmen, bei der eine gesamtschuldnerische Haftung der einzelnen Bietergemeinschaftsmitglieder für die Erfüllung der vertraglichen Pflichten besteht.

Vollständige Liste aller Mitglieder der Bietergemeinschaft:
Mitglied 1:
	Name des Unternehmens
	Name des Unternehmens eingeben
	Anschrift des Unternehmens
	Anschrift des Unternehmens eingeben
	Name der erklärenden natürlichen Person des Mitglieds
	Name der erklärenden natürlichen Person des Mitglieds eingeben
	Ort, Datum
	Ort, Datum



Mitglied 2:
	Name des Unternehmens
	Name des Unternehmens eingeben
	Anschrift des Unternehmens
	Anschrift des Unternehmens eingeben
	Name der erklärenden natürlichen Person des Mitglieds
	Name der erklärenden natürlichen Person des Mitglieds eingeben
	Ort, Datum
	Ort, Datum



Mitglied 3:
	Name des Unternehmens
	Name des Unternehmens eingeben
	Anschrift des Unternehmens
	Anschrift des Unternehmens eingeben
	Name der erklärenden natürlichen Person des Mitglieds
	Name der erklärenden natürlichen Person des Mitglieds eingeben
	Ort, Datum
	Ort, Datum


[Liste bei Bedarf ergänzen]
[bookmark: _Toc223088636]Erklärung zum Einsatz von Unterauftragnehmern
☐	Ich/Wir beabsichtige(n), folgende (Teil-) Leistungen als Unteraufträge zu vergeben:	

Beschreibung der (Teil-)Leistung		Unterauftragnehmern – soweit bei Angebotsabgabe bekannt –

1.	Beschreibung der (Teil-)Leistung eingeben	Name des Unterauftragnehmers eingeben

2.	Beschreibung der (Teil-)Leistung eingeben	Name des Unterauftragnehmers eingeben

3.	Beschreibung der (Teil-)Leistung eingeben	Name des Unterauftragnehmers eingeben

4.	Beschreibung der (Teil-)Leistung eingeben	Name des Unterauftragnehmers eingeben

5.	Beschreibung der (Teil-)Leistung eingeben	Name des Unterauftragnehmers eingeben

6.	Beschreibung der (Teil-)Leistung eingeben	Name des Unterauftragnehmers eingeben


[bookmark: _Toc223088637]Verpflichtungserklärung anderer Unternehmen

[bookmark: _Hlk223088447]Name und Anschrift des anderen Unternehmers: 
Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben. Hier Angaben des Unternehmens eintragen
PLZ und Ort

Ich/Wir verpflichte(n) mich/uns, im Falle der Auftragserteilung an

Name des Bieters bzw. der Bietergemeinschaft eingeben
Hier Name des Bieters bzw. der Bietergemeinschaft eintragen

diesem/dieser die für den Auftrag erforderlichen Mittel meines/unseres Unternehmens zur Verfügung zu stellen.
Ort, Datum eingeben
Ort, Datum eingeben
	
Ort, Datum

Name/n der die Erklärung abgebenden Person/en eingeben
Name/n der die Erklärung abgebenden Person/en des sich verpflichtenden Unternehmens
							
Name/n der die Erklärung abgebenden Person/en des sich verpflichtenden Unternehmens


[bookmark: _Toc223088638]Schlusserklärung
☐ Als Bieter: 
Hiermit gebe(n) ich/wir ein verbindliches Angebot an das Vergabeverfahren für die oben bezeichnete Leistung ab und erkläre(n), dass die vorstehenden Erklärungen der Wahrheit entsprechen.
Ich/Wir erkläre(n), dass mir/uns die übersandten bzw. über die Vergabeplattform mitgeteilten Änderungen der Unterlagen Gegenstand meines/unseres Angebotes sind.
Ich bin mir bewusst, dass eine wissentlich falsche Erklärung den Ausschluss von diesem und von weiteren Vergabeverfahren zur Folge haben kann.

☐ Als sonstiger Dritter: 
Ich/wir erkläre(n), dass die vorstehenden Erklärungen der Wahrheit entsprechen.

Ort, Datum eingeben
___________________________________________________
(Ort, Datum)

Name/n der die Erklärung abgebenden Person/en eingeben
___________________________________________________
(Name/n der die Erklärung abgebenden Person/en)
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